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                        Kraft Gesetzes muss die Eigentümerversammlung mindestens einmal jährlich einberufen werden. In der Gemeinschaftsordnung kann auch festgelegt werden, dass zwei oder mehr Eigentümerversammlungen jährlich stattfinden müssen. Es können weitere Umstände geregelt werden, unter denen eine Eigentümerversammlung einzuberufen ist. In jedem Fall muss der Verwalter eine Versammlung der Wohnungseigentümer in den in der Vereinbarung der Wohnungseigentümer bestimmen Fällen einberufen, ferner wenn dies in Textform unter Angabe des Zwecks und der Gründe von mehr als einem Viertel der Wohnungseigentümer verlangt wird. Schließlich muss der Verwalter auch dann eine Versammlung einberufen, wenn es nach den Grundsätzen ordnungsmäßiger Verwaltung geboten ist.
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                        Weigert sich der Verwalter pflichtwidrig, die Versammlung der Wohnungseigentümer einzuberufen, so kann die Versammlung auch durch den Vorsitzenden des Verwaltungsbeirats, dessen Vertreter oder einen durch Beschluss ermächtigten Wohnungseigentümer einberufen werden. Verweigert der Verwalter die Einberufung und ist kein Beirat vorhanden oder bleibt dieser untätig, hat jeder Wohnungseigentümer die Möglichkeit, eine sogenannte Beschlussersetzungsklage bei Gericht einzureichen. Klagegegner ist allerdings nicht der Verwalter, sondern die Wohnungseigentümergemeinschaft.
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                        Zur Wohnungseigentümerversammlung müssen alle im Grundbuch eingetragenen Wohnungseigentümer eingeladen werden. Ferner sind alle Personen einzuladen, denen anstelle des Eigentümers das Stimmrecht in der Versammlung zusteht; dazu gehören unter anderem Insolvenzverwalter, Testamentsvollstrecker, Nachlassverwalter und Zwangsverwalter. Bei minderjährigen oder betreuten Wohnungseigentümern muss deren gesetzlicher Vertreter eingeladen werden. Ist ein Wohnungseigentümer verstorben, müssen dessen Erben eingeladen werden. Steht das Eigentumsrecht mehreren Personen zu, müssen alle einzeln eingeladen werden.
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                        Seit 1.12.2020 besteht über die Beschlussfähigkeit der Wohnungseigentümerversammlung keine gesetzliche Regelung mehr. Somit ist jede Versammlung beschlussfähig, unabhängig davon, wie viele Wohnungseigentümer an ihr teilnehmen. Es genügt also im Extremfall, wenn ein einzelner Wohnungseigentümer an der Versammlung teilnimmt oder sich vertreten lässt. Die Höhe der Miteigentumsanteile, die repräsentiert werden, ist ohne Bedeutung. In der Teilungserklärung kann eine vom Gesetz abweichende Regelung über die Beschlussfähigkeit der Eigentümerversammlung geregelt werden.
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                        Grundsätzlich darf jeder Wohnungseigentümer abstimmen, der als Eigentümer im Grundbuch eingetragen ist. Sind mehrere Personen gemeinsam als Eigentümer im Grundbuch eingetragen, so können diese ihr Stimmrecht nur einheitlich ausüben. Mehrere Miteigentümer haben also in der Eigentümerversammlung nur eine Stimme. Das Stimmrecht minderjähriger oder betreuter Wohnungseigentümer wird von deren gesetzlichen Vertreter (Eltern, Betreuer) ausgeübt. Erben dürfen mitstimmen, wenn sie ihr Erbrecht durch einen Erbschein des Nachlassgerichts nachweisen können. Unter Umständen kann in Eigentümerversammlungen auch Dritten (z.B. Testamentsvollstrecker, Insolvenzverwalter) das Stimmrecht zustehen.
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                        Zur Beschlussfassung genügt grundsätzlich die einfache Mehrheit, also die Mehrheit der abgegebenen Stimmen. Nur in Ausnahmefällen bedürfen Beschlüsse der Eigentümerversammlung einer qualifizierten Mehrheit. Die Abstimmung erfolgt durch Ja-Stimmen (Zustimmung), Nein-Stimmen (Ablehnung) und Stimmenthaltung. Beim Zustandekommen eines Mehrheitsbeschlusses in einer Eigentümerversammlung ist allein auf die abgegebenen Ja-Stimmen im Verhältnis zu den Nein-Stimmen abzustellen. Überwiegen die Ja-Stimmen die Nein-Stimmen, liegt ein Mehrheitsbeschluss vor. Stimmenthaltungen sind bei der Berechnung nicht mitzuzählen.
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                        Es besteht die Möglichkeit, Beschlüsse außerhalb einer Versammlung im sogenannten Umlaufverfahren zu fassen. Einen Umlaufbeschluss kann der Verwalter, der Verwaltungsbeirat oder jeder Wohnungseigentümer einleiten. Grundsätzlich ist Voraussetzung für das Zustandekommen eines Umlaufbeschlusses, dass alle im Grundbuch eingetragenen Wohnungseigentümer ihre Zustimmung erteilen. Zulässig ist die Beschlussfassung im Umlaufverfahren nur für einzelne Gegenstände, also nur im konkreten Einzelfall. Nichtig ist eine Regelung, nach der Beschlüsse der Gemeinschaft der Wohnungseigentümer dauerhaft im Umlaufverfahren gefasst werden.
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                        Fehlerhafte Beschlüsse der Eigentümerversammlung, die nicht die Nichtigkeit zur Folge haben, können im gerichtlichen Verfahren angefochten werden. Solange ein Beschluss, der nicht nichtig ist, nicht angefochten wurde, sind die Wohnungseigentümer an den Beschluss gebunden und der Verwalter ist verpflichtet, ihn durchzuführen. Der Beschluss ist erst ungültig, wenn das Gericht ihn durch rechtskräftiges Urteil für ungültig erklärt hat. Beschlüsse der Wohnungseigentümer können aus formellen (z.B. Einberufungsmängel, Mängel im Beschlussverfahren) oder inhaltlichen Gründen, wenn der Beschluss gegen ein Gesetz oder eine Vereinbarung der Wohnungseigentümer verstößt, angefochten werden.
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                        Jeder Wohnungseigentümer ist berechtigt, die Niederschrift einer Eigentümerversammlung einzusehen. Es kann auch ein Dritter zur Einsicht ermächtigt werden, wenn dieser ein berechtigtes Interesse an der Einsichtnahme hat (z.B. als Kaufinteressent oder Steuerberater). Ein eigenes Einsichtsrecht haben der Insolvenzverwalter, Zwangsverwalter und der Testamentsvollstrecker.
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                        Über die Aufbewahrung der Niederschriften enthält das Wohnungseigentumsgesetz keine Regelung. Grundsätzlich müssen die Protokolle dauernd aufbewahrt werden. Schließlich enthalten sie zumindest die in der Eigentümerversammlung gefassten Beschlüsse und diese gelten auch gegenüber Rechtsnachfolgern. Mithin müssen die Protokolle somit »ewig« bis zur Beendigung der Wohnungseigentümergemeinschaft aufbewahrt werden.
                     

                  
               

            
         

      

      
         1   Einberufung der Eigentümerversammlung

         Beschlüsse der Wohnungseigentümer werden grundsätzlich in der Eigentümerversammlung gefasst (§ 23 Abs. 1 WEG). Diese muss vom Verwalter mindestens einmal im Jahr einberufen werden. Fehlt ein Verwalter oder weigert er sich pflichtwidrig, die Versammlung einzuberufen, so kann die Versammlung auch durch den Vorsitzenden des Verwaltungsbeirats einberufen werden.

         Die Einberufung muss form- und fristgemäß erfolgen. Bereits bei der Einladung hat der Verwalter einiges zu beachten. Fehler bei der Einberufung können zur Anfechtbarkeit der auf der Eigentümerversammlung gefassten Beschlüsse führen.

         
            1.1   Turnus

            Kraft Gesetzes muss die Wohnungseigentümerversammlung mindestens einmal jährlich einberufen werden (§ 24 Abs. 1 WEG). Schließlich müssen die Beschlüsse zur Jahresabrechnung und zum Wirtschaftsplan jährlich gefasst werden. In der Gemeinschaftsordnung kann auch festgelegt werden, dass zwei oder mehr Eigentümerversammlungen jährlich stattfinden müssen. Es können weitere Umstände geregelt werden, unter denen eine Eigentümerversammlung einzuberufen ist. In jedem Fall muss der Verwalter eine Versammlung der Wohnungseigentümer in den in der Vereinbarung der Wohnungseigentümer bestimmten Fällen und auch dann einberufen, wenn dies schriftlich unter Angabe des Zwecks und der Gründe von mehr als einem Viertel der Wohnungseigentümer verlangt wird.

            Der Termin, an dem die Eigentümerversammlung jährlich stattfinden muss, kann im Verwaltervertrag oder in der Geschäftsordnung festgelegt werden (z.B. an einem bestimmten Monat oder in einem bestimmten Quartal). Andernfalls kann die Versammlung auch sehr spät im Jahr abgehalten werden, solange die Einladung rechtzeitig erfolgt.

            
               !

               
                  Tipp: 
                  Gut zu wissen: Das Gesetz unterscheidet nicht zwischen ordentlichen und außerordentlichen Eigentümerversammlungen. Eine außerordentliche Versammlung findet außerhalb der für eine bestimmte Wohnanlage vorgesehenen Regelmäßigkeit statt, etwa bei einer dringenden Sonderumlage oder einer dringenden Instandhaltungs- oder Instandsetzungsmaßnahme. Bei einer grundlos einberufenen außerordentlichen Eigentümerversammlung muss der Verwalter unter Umständen für die nutzlos entstandenen Kosten einstehen (BayObLG, Az. 2 ZBR 89/93).

            

         

         
            1.2   Zur Einberufung Berechtigte

            Die Wohnungseigentümerversammlung ist vom Verwalter einzuberufen, sofern ein solcher bestellt ist. Fehlt ein Verwalter oder weigert er sich pflichtwidrig, die Versammlung einzuberufen, kann die Versammlung auch durch den Vorsitzenden des Verwaltungsbeirats, dessen Vertreter oder einen durch Beschluss ermächtigten Wohnungseigentümer einberufen werden (§ 24 Abs. 3 WEG). Ein einzelner Wohnungseigentümer hat einen Anspruch auf Einberufung einer Wohnungseigentümerversammlung, wenn eine Versammlung im Rahmen ordnungsmäßiger Verwaltung geboten ist.

            
               1.2.1   Einberufung durch Verwalter

               Weil grundsätzlich davon auszugehen ist, dass in einer Wohnungseigentümergemeinschaft stets ein Verwalter bestellt ist, obliegt es in erster Linie dem Verwalter, eine Eigentümerversammlung einzuberufen.
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